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Nr. 106 
 
Änderung der Allgemeinverfügung des Landratsamtes Günzburg vom 23.11.2022 zur Einhaltung von Biosi-
cherheitsmaßnahmen in einem festgelegten Gebiet zu präventiven Zwecken nach der Verordnung (EU) 
2016/429 zu Tierseuchen („Tiergesundheitsrecht“) i .V.  m. der Verordnung zum Schutz gegen die Geflügel-
pest (Geflügelpest-Verordnung) dem Tiergesundheitsgesetz und dem Gesetz über das Landesstrafrecht und 
das Verordnungsrecht auf dem Gebiet der öffentlichen Sicherheit und Ordnung (Landesstraf- und Verord-
nungsgesetz) im Landkreis Günzburg. 
 
Aufgrund des Art. 70 Abs. 1 Buchst. b) i.V.m. Abs. 2 i.V.m. Art. 55 Abs. 1 Buchst. c) VO (EU) 2016/429 i.V.m. § 6 
Abs. 2 der Verordnung zum Schutz gegen die Geflügelpest (Geflügelpest-Verordnung) in der Fassung der Bekannt-
machung vom 15. Oktober 2018 (BGBl. I S. 1665), § 4 der Viehverkehrsverordnung (ViehVerkV) in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 31. März 2020 (BGBl. I S. 1170) i.V.m. § 7 Abs. 6 der Geflügelpest-Verordnung, Art. 6 und 
Art. 7 Abs. 2 Nr. 3 des Gesetzes über das Landesstrafrecht und das Verordnungsrecht auf dem Gebiet der öffentli-
chen Sicherheit und Ordnung (Landesstraf- und Verordnungsgesetz – LStVG) in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 13. Dezember 1982 (BayRS II S. 241) BayRS 2011-2-I (Art. 1–62), das zuletzt durch § 5 des Gesetzes vom  
23. Dezember 2022 (GVBl. S. 718) geändert worden ist, § 14a der Verordnung zum Schutz gegen die Geflügelpest 
(Geflügelpest-Verordnung), sowie Artikel 2 Absatz 1 Nr. 3 und Abs. 2 des Gesetzes über den gesundheitlichen Ver-
braucherschutz und das Veterinärwesen (GVVG) vom 24. Juli 2003 (GVBl. S. 452, 752, BayRS 2120-1-U/G), das 
zuletzt durch § 1 des Gesetzes vom 23. Juni 2023 (GVBl. S. 246) geändert worden ist, wird die Allgemeinverfügung 
des Landratsamtes Günzburg vom 23.11.2022 wie folgt geändert: 
 

Allgemeinverfügung: 
 
1. Ziffer 2 der Allgemeinverfügung vom 23.11.2022, veröffentlicht im Amtsblatt für den Landkreis Günzburg Nr. 47 

vom 25.11.2022, erhält folgende Fassung: 
 
„2. Ausstellungen, Märkte und Schauen sowie Veranstaltungen ähnlicher Art, bei denen Geflügel im Sinne des 
Artikel 4 Nr. 9 VO (EU) 2016/429 und/oder in Gefangenschaft gehaltene Vögel im Sinne des Artikel 4 Nr. 10 
VO (EU) 2016/429, ausgenommen Tauben, verkauft, gehandelt oder zur Schau gestellt werden, dürfen unter 
strikter Einhaltung der einschlägigen Vorgaben der Geflügelpest-Verordnung abgehalten werden.“  
 

2. Kosten werden nicht erhoben. 
 

3. Die Allgemeinverfügung gilt am Tag nach ihrer Veröffentlichung als bekannt gegeben.  
 

Hinweise: 
- Bei einer Teilnahme an solchen Märkten in Form des Reisegewerbes sind die Anforderungen der Allgemeinverfü-

gung vom 20.10.2022 zum Reisegewerbe weiterhin einzuhalten. 
 

- Auf die Anzeigepflicht nach § 4 Abs. 1 ViehVerkV der in Ziffer 1 genannten Veranstaltungen wird hingewiesen. Die 
Anzeige hat schriftlich oder elektronisch mindestens vier Wochen vor der jeweiligen Veranstaltung zu erfolgen. 

 
- Das Veterinäramt des Landratsamtes Günzburg behält sich vor für die unter Ziffer 1 dieser Allgemeinverfügung 

genannten Veranstaltungen im Einzelfall weitergehende Auflagen anzuordnen. 
 
- Im Übrigen gilt die Allgemeinverfügung des Landratsamtes Günzburg vom 23.11.2022 unverändert fort (insbeson-

dere betriebsbezogene Biosicherheitsmaßnahmen und Fütterungsverbot von Wildvögeln). 
 
 

Begründung 
 
I. 

Seit Jahresbeginn gab es in Bayern 15 Geflügelpestausbrüche in Geflügelhaltungen (insgesamt 197 Ausbrüche bei 
gehaltenen Vögeln in Deutschland) und 205 Nachweise von HPAIV (hochpathogene aviäre Influenza Viren) beim 
Wildvogel (insgesamt 891 in Deutschland). Nach einer zwischenzeitlich rückläufigen Entwicklung der HPAI-
Fallzahlen bei Wildvögeln wurden in den letzten Wochen in Bayern wieder eine Reihe von HPAI-Fällen bei Wildvö-
geln nachgewiesen, in mehreren Landkreisen zum ersten Mal in dieser Saison.  
In seiner aktuellen Risikobewertung stuft das Friedrich-Loeffler-Institut (FLI) das Risiko von HPAIV H5-Einträgen in 
deutsche Geflügelhaltungen und Vogelbestände in zoologischen Einrichtungen durch direkte und indirekte Kontakte 
zu Wildvögeln weiter als hoch ein, unter anderem da vor allem Lachmöwen zu allen Jahreszeiten auch im Binnen-
land anzutreffen sind und sich ihre Lebensräume mit Geflügelproduktionsgebieten überschneiden. Steigende Au-
ßentemperaturen und stärkere UV-Strahlung können aber zu einer beschleunigten Inaktivierung von Influenzaviren 
beitragen. Im Umfeld gehäuft auftretender Fälle HPAIV-infizierter Wildvögel (Lachmöwenkolonien) ist laut FLI sogar 
eine risikobasierte Einschränkung der Freilandhaltung (Aufstallung) von Geflügel zu empfehlen.  
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Aufgrund der nach wie vor auftretenden HPAI-Infektionen bei Wildvögeln sowie der lokalen Massensterben bei Mö-
wen muss auch in Bayern für den Eintrag von HPAI in Geflügelhaltungen durch den Kontakt mit Wildvögeln noch 
von einem hohen Risiko ausgegangen werden. Insbesondere die Nähe zu koloniebrütenden Vögeln wie Möwen birgt 
aktuell ein erhöhtes Risiko zur Einschleppung von HPAI.  
Wegen der derzeit noch angespannten HPAI-Lage wird in Bayern auch im Hinblick auf die Abgabe von Lebendgeflü-
gel im Reisegewerbe noch von einem erhöhten Risiko ausgegangen. Entsprechende Vorsichtsmaßnahmen sind hier 
weiterhin geboten.  
Wie in der Risikoeinschätzung des FLI wird auch für Bayern von einem moderaten Eintragsrisiko durch Geflügelaus-
stellungen ausgegangen, wobei in diesem Bereich des Tierverkehrs ebenso mit großer Vorsicht vorgegangen wer-
den muss. Die Ausrichtung von Geflügelausstellungen oder –märkten kann wieder stattfinden, verlangt jedoch ge-
eignete Biosicherheits- und Tiergesundheitsanforderungen, um eine Verschleppung der Geflügelpest zu verhindern. 
 

II. 
Das Landratsamt Günzburg ist gemäß Art. 2 Abs. 2 GVVG sachlich und gemäß Art. 3 Abs. 1 Nr. 2 Bayerisches Ver-
waltungsverfahrensgesetz (BayVwVfG) örtlich zuständig. 
 
Begründung Nr. 1 
Aufgrund der aktuellen Risikoeinschätzung des Landesamts für Gesundheit und Lebensmittelsicherheit (LGL) vom 
06.06.2023 ist die Erforderlichkeit der Anordnung des strikten Verbots von Geflügelausstellungen, –märkten und –
schauen sowie Veranstaltungen ähnlicher Art nicht mehr gegeben. Die Anordnung war daher entsprechend zu än-
dern. 
Die Ausrichtung von Geflügelausstellungen oder –märkten verlangt geeignete Biosicherheits- und Tiergesundheits-
anforderungen, um eine Verschleppung der Geflügelpest zu verhindern. Hierzu können Anforderungen bzgl. der kli-
nischen oder labordiagnostischen Untersuchung der Bestände, aus denen Tiere aufgetrieben werden, und ein ein-
geschränkter Teilnehmerkreis beitragen. Die Rückverfolgbarkeit der Tiere muss sichergestellt sein. 
Der strikten Einhaltung der einschlägigen Vorgaben der Geflügelpest-Verordnung kommt daher besondere Bedeu-
tung zu. 
Da im Übrigen weiterhin von einem hohen Risiko für den Eintrag der Geflügelpest (hochpathogene aviäre Influenza, 
HPAI) in Hausgeflügelhaltungen ausgegangen werden muss, war die Allgemeinverfügung ansonsten unverändert 
aufrechtzuerhalten. 
 
Begründung Nr. 2 
Die Kostenentscheidung in Nr. 5 dieser Allgemeinverfügung beruht auf Art. 13 des Ausführungsgesetzes zum Voll-
zug des Tiergesundheitsgesetzes (BayAGTierGesG). 
 
Begründung Nr. 3 
Nach Art. 41 Abs. 3 Satz 2 und Abs. 4 BayVwVfG gilt ein schriftlicher Verwaltungsakt bei öffentlicher Bekanntma-
chung zwei Wochen nach der ortsüblichen Bekanntmachung als bekannt gegeben. In einer Allgemeinverfügung 
kann nach Art. 41 Abs. 4 Satz 4 BayVwVfG ein hiervon abweichender Zeitpunkt bestimmt werden. Von dieser Vor-
schrift wird Gebrauch gemacht, sodass diese Allgemeinverfügung einen Tag nach ihrer Bekanntmachung im Amts-
blatt des Landkreises Günzburg als bekannt gegeben gilt. 
 

Rechtsbehelfsbelehrung 
 
Gegen diese Allgemeinverfügung kann innerhalb eines Monats nach ihrer Bekanntgabe Klage bei dem 
Bayerischen Verwaltungsgericht Augsburg in 86152 Augsburg 
erhoben werden. 
 
Dafür stehen folgende Möglichkeiten zur Verfügung: 
 
a. Schriftlich oder zur Niederschrift 

Die Klage kann schriftlich oder zur Niederschrift des Urkundsbeamten der Geschäftsstelle erhoben werden. Die 
Anschrift lautet: 
Bayerisches Verwaltungsgericht Augsburg 
Postfachanschrift: Postfach 11 23 43, 86048 Augsburg 
Hausanschrift: Kornhausgasse 4, 86152 Augsburg 

b. Elektronisch 
Die Klage kann bei dem Bayerischen Verwaltungsgericht Augsburg elektronisch erhoben werden. Die nähe-
ren Maßgaben der elektronischen Klageerhebung sind der Internetpräsenz der bayerischen Verwaltungsge-
richtsbarkeit (www.vgh.bayern.de) zu entnehmen. 

 
Die Klage muss den Kläger, den Beklagten und den Gegenstand des Klagebegehrens bezeichnen und soll einen 
bestimmten Antrag enthalten. Die zur Begründung dienenden Tatsachen und Beweismittel sollen angegeben, der 
angefochtene Bescheid soll in Abschrift beigefügt werden. Der Klage und allen Schriftsätzen sollen bei schriftlicher 
Einreichung oder Einreichung zur Niederschrift Abschriften für die übrigen Beteiligten beigefügt werden. 
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Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung: 
Die Einlegung eines Rechtsbehelfs per einfacher E-Mail ist nicht zugelassen und entfaltet keine rechtlichen Wirkungen!  
Ab 01.01.2022 muss der in § 55d VwGO genannte Personenkreis Klagen grundsätzlich elektronisch einreichen. 
Kraft Bundesrechts wird in Prozessverfahren vor den Verwaltungsgerichten infolge der Klageerhebung eine Verfahrens-
gebühr fällig. 
 
 
Günzburg, 02.08.2023 
 
Langer 
Regierungsdirektor 
 
 
 
 

Dr. Hans Reichhart 
Landrat 
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